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SEHR GEEHRTE DAMEN UND HERREN, 
LIEBE LESERINNEN UND LESER, 

die vergangenen Wochen standen vor allem unter dem Zei-
chen der Haushaltsberatungen. Wenn man sich im Ergebnis 
den von Schwarzgrün getragenen Sozialhaushalt anschaut, 
dann kann man festhalten, dass die Landesregierung meint, 
die Sozial- und Gesundheitspolitik der vergangenen Jahre mit 
einem einfachen „Weiter so!“ fortführen zu können. In vielen 
Bereichen bleibt es bei Projekten und Programmen, die we-
der Planungssicherheit geben noch ernsthaft dazu beitragen, 
strukturelle Verbesserungen zu erzielen. 

Wer Armut verhindern will, muss einen Aktionsplan zur 
Vermeidung von Wohnungslosigkeit auflegen und flächende-
ckend Strukturen zur Armutsbekämpfung schaffen. Wer etwa 
einen Ausbau der Kindertagesbetreuung, bessere Betreuungs-
qualität und das dazu notwendige Fachpersonal will, muss 
endlich den Betriebskostenanteil des Landes für die Städte 
und Gemeinden erhöhen und die Arbeits- und Ausbildungs-
bedingungen der Erzieherinnen und Erzieher verbessern. Wer 
eine flächendeckende Gesundheitsinfrastruktur erhalten will, 
der muss in die Krankenhäuser und den öffentlichen Gesund-
heitsdienst angemessen investieren. Wer in allen Landesteilen 
Frauen und Kindern, die von Gewalt betroffen sind, Hilfe und 
Schutz bieten möchte, muss in Kinderschutz, in Frauenhäuser 
oder Beratungsstellen für Opfer sexueller Übergriffe investie-
ren und diese flächendeckend ausbauen. 

Im Ergebnis bleibt festzuhalten: Hessen braucht endlich 
eine Landesregierung, die eigene Akzente setzt und strukturel-
le Veränderungen in der Sozialpolitik einleitet.

Ihre

Lisa Gnadl
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WO BLEIBT Der hessische Kranken-
hausgipfel?

von Dr. Daniela Sommer

Die SPD-Fraktion im Hessi-
schen Landtag hat CDU-Mi-

nisterpräsident Boris Rhein 
aufgefordert, seine vollmun-

digen Ankündigungen aus der 
Regierungserklärung im Juni 2022 einzu-
halten. Die leeren Versprechen des Minister-
präsidenten ziehen sich durch alle Bereiche 
wie ein roter Faden: Er kündigt an, aber dann 
passiert nichts. Statt selbst anzupacken, wird 
hilflos in Richtung Bund geschaut. Jüngstes 
Beispiel ist seine Forderung nach einem ‚Kin-
der-Gesundheitsgipfel‘. Dabei hat Herr Rhein 
scheinbar ganz vergessen, dass er selbst 
einen Krankenhausgipfel durchführen woll-
te. Eine Einladung hierzu gab es leider noch 
nicht.

Aber die SPD-Fraktion braucht die Landes-
regierung nicht, um sich mit den Vertrete-
rinnen und Vertreter der hessischen Kran-
kenhäuser an einen Tisch zu setzen und hat 
bereits im September einen eigenen digita-
len Krankenhausgipfel durchgeführt, zu dem 
die hessischen Klinikleitungen eingeladen 
waren. Die große Resonanz, die unser Gip-
fel bei den Chefinnen und Chefs der Klini-
ken gefunden hat, belegt eindrucksvoll, wie 
drängend der Gesprächsbedarf bei den Ver-
antwortlichen ist. Die Lücke zwischen der 
Krankenhausförderung durch das Land und 
dem tatsächlichen Mittelbedarf ist erheblich 
und für manche Einrichtungen inzwischen 

existenzbedrohend. Kliniken, die finanziell 
mit dem Rücken zur Wand stehen, sparen 
zwangsläufig im Kernbereich ihrer Aufgaben 
– bei der Versorgung der Patientinnen und 
Patienten.

Eine gute Gesundheitsversorgung gibt es 
nur in Krankenhäusern, die in jeder Hinsicht 
gut ausgestattet sind. Die explodierenden 
Energiekosten und die galoppierende Infla-
tion sind im bestehenden Krankenhausfi-
nanzierungssystem nicht zu kompensieren. 
Aus Sicht der hessischen Krankenhausge-
sellschaft schlägt zudem die hohe Preisstei-
gerungsrate gerade bei den Investitionen 
der Krankenhäuser voll durch. Deshalb hät-
te die Lücke bei den Investitionen schon im 
ersten Jahr des geplanten Doppelhaushaltes 
2023/24 geschlossen werden müssen. Einen 
entsprechenden Haushaltsantrag hierzu fin-
den Sie auf den folgenden Seiten. Entweder 
die Landesregierung bezuschusst die Kran-
kenhäuser endlich so, dass diese auskömm-
lich wirtschaften können – oder Schwarzgrün 
sagt ehrlich, dass sich die Menschen im Land 
auf eine Verschlechterung der klinischen Ge-
sundheitsversorgung einstellen müssen. Das 
sind die beiden Optionen, zwischen denen 
sich Schwarzgrün in dieser Situation ent-
scheiden kann. 

Das Thema Gesundheitsversorgung reicht 
allerdings weit über die aktuellen Probleme 
der Krankenhäuser hinaus, auch die Engpäs-
se bei der Lieferung von Medikamenten und 
medizinischen Hilfsmitteln müssen auf Lan-
desebene angegangen werden.
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Die SPD-Fraktion im Hessischen Landtag hat 
deswegen vorgeschlagen, eine parlamenta-
rische Anhörung anzusetzen, in der mit den 
entscheidenden Akteuren nach Wegen ge-
sucht werden sollte, ins Ausland verlagerte 
Produktionskapazitäten für wichtige Medi-
kamente und Medizinprodukte wieder zu-
rückzuholen. Auf diese Weise würde nicht 
nur der Gesundheitsschutz der Menschen 
sichergestellt, Hessen würde dabei zugleich 
als Standort für hochwertige pharmazeuti-
sche und medizintechnische Güter gestärkt. 

Generell müssen alle Bereiche des Gesund-
heitswesens gestärkt werden. Doch jeder 
Vorstoß wurde seitens der Koalitionsfrak-
tionen mit dem Hinweis abgelehnt, dass 
man bereits alles tue und im Griff habe. Es 
braucht endlich mehr Medizinstudienplät-
ze, einen Aktionsplan für mehr Kinderärzte, 
Vorhaltekapazitäten von Lebensmitteln, Me-
dikamenten, und Sanitätsmaterial. Hessen 
muss zudem als Produktionsstandort und 

als internationales Kompetenzzentrum der 
Gesundheitswirtschaft - als APOTHEKE 2.0 – 
gestärkt und ausgebaut werden. 

von Turgut Yüksel

Wir wollen nicht nur über Kin-
der und Jugendliche sprechen, 
sondern gemeinsam mit ih-
nen unsere Gesellschaft ge-
stalten. Dazu bedarf es vielfälti-
ger Formate zur Beteiligung junger 
Menschen. Von einer solchen Vielfalt leben 
Demokratie und Politik. Deshalb müssen wir 
gerade junge Menschen frühzeitig in poli-
tisches Geschehen und politische Prozesse 
einbeziehen. Ein positives Beispiel war der 
HOP! Landesjugendkongress im Dezember 
2022. Nun gilt es, den Forderungskatalog der 
Jugendlichen abzuwarten. Der Kongress ist 
für uns ein Baustein von vielen für unsere 
weitere politische Arbeit. 

Die schwarzgrüne Landesregierung setzt al-
lerdings beinahe ausschließlich auf den Lan-
desjugendkongress und blendet weitere Be-
teiligungsformate für Jugendliche aus.

jugendbeteiligung muss in verschiede-
nen Formaten realisiert werden
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Bereits diskutierte Vorschläge wie ein Ju-
gendrat Hessen als dauerhafte landesweit 
institutionalisierte Form der Jugendbeteili-
gung oder eine Fachstelle Jugendbeteiligung, 
die fachliche Begleitung und Koordination 
verschiedener Formate politisch unabhän-
gig übernimmt, spielen in den Überlegungen 
der Landesregierung keine Rolle – in unseren 
Überlegungen dafür sehr wohl. Aus unserer 
Sicht sollte es außerdem eine Verstetigung 
des Landesjugendkongresses und weitere 
Unterstützung für den Hessischen Jugend-
ring bei dessen Durchführung geben. 

Zudem braucht es auf kommunaler Ebene 
flächendeckend Beteiligungsformate für jun-
ge Menschen.

CDU und Grüne haben im Bereich der Ju-
gendbeteiligung eindeutig keine wirklich en-
gagierte und offene Haltung. Die Wahrheit 
ist, dass sich die Hessische Landesregierung 
weiter dem Wahlrecht mit 16 verwehrt, wäh-
rend in anderen Bundesländern und auch bei 
der Europawahl Jugendliche bereits abstim-
men dürfen.

Diese Ungerechtigkeit und Bevormundung 
ist bezeichnend dafür, wie wenig Wertschät-
zung man seitens Schwarzgrün jungen Men-
schen entgegenbringt und muss zügig been-
det werden.

von Nadine Gersberg

Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister, Landkreise und 
kommunale Spitzenverbände 
warnen seit Monaten vor einer 
Überbelegung der Unterbrin-
gungen für Geflüchtete und klagen ebenso 
lang über die unzureichende Unterstützung 
durch die Landesregierung. Doch Schwarz-
grün nimmt die schwierige Lage der Kommu-
nen offensichtlich nicht ernst. 

Sind die Menschen erst einmal aus den Erst-
aufnahmeeinrichtungen heraus und auf die 
Kommunen verteilt, sinkt die Bereitschaft 
zu helfen und zu unterstützen. Schwarzgrün 
steht nach wie vor auf dem Standpunkt, dass 
die Unterbringung von Geflüchteten allein 
Sache der Kommunen sei. 

Selbst wenn sich diese Haltung rein juristisch 
darstellen lässt – politisch ist das Nichtstun 
der Landesregierung verwerflich. Noch pro-
blematischer ist in diesem Zusammenhang 
die Forderung des Ministerpräsidenten nach 
neuen Verhandlungen mit dem Bund über 
die Kosten für Flüchtlinge. Denn während 
Herr Rhein bereits nach mehr Geld aus Berlin  
fragt, hat er die vorhandenen Bundesmittel 
noch nicht einmal in Gänze an die Kommu-
nen weitergegeben.

Wir brauchen eine bessere koordi-
nation bei der Unterbringung und 
betreuung von geflüchteten
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Für 2023 hat das Land 205 Millionen Euro 
vom Bund erhalten, doch lediglich die Hälf-
te davon an die hessischen Kommunen wei-
tergeben. Hier sollte die Landesregierung 
erst einmal vor der eigenen Haustür kehren. 
Mehr Geld für die hessischen Kommunen ist 
immer gut, aber erst einmal muss das vor-
handene Geld vollumfänglich an sie ausge-
zahlt werden.

Deshalb: Das Land muss umgehend die Pau-
schalzahlungen an die Kommunen für die 
Unterbringung und Betreuung der Geflüch-
teten erhöhen und zudem Landesimmobilien 
für die Unterbringung bereitstellen. Darüber 
hinaus benötigen die Städte, Gemeinden 
und Kreise zusätzliche Landesgelder, um die 
personelle Ausstattung der Ausländerbehör-
den verbessern zu können. 

Um das Große und Ganze in den Blick zu be-
kommen, um Lösungen für die akuten Prob-
leme zu finden und um Vorbereitungen für 
die Zukunft treffen zu können, braucht Hes-
sen einen regelmäßig stattfindenden Flücht-
lingsgipfel. Alle Akteurinnen und Akteure, 
von den Kommunen über soziale Träger und 
Ehrenamtliche in der Flüchtlingshilfe müs-
sen dabei zusammen an einen Tisch, um auf 
Augenhöhe miteinander arbeiten können.

von Ulrike Alex

Das tägliche Leben spielt 
sich in den Städten und 
Gemeinden ab. Seit vielen 
Jahren fordern wir deshalb, in 
unserer älter werdenden Gesell-
schaft den Expertinnen und Experten im Be-
reich der Seniorenpolitik eine Stimme durch 
die Einrichtung eines Seniorenbeirats in je-
der Kommune zu geben.

Allein durch die Änderung eines Halbsatzes 
in der Hessischen Gemeindeordnung könn-
te diese Vorgabe gemacht werden. Dann 
wäre die Kommune gefordert, zu begründen, 
warum gerade bei ihr die Einrichtung eines 
Seniorenbeirats nicht möglich ist und dann 
wird die Möglichkeit zur Einrichtung eines 
solchen Beirats gründlich geprüft.

Alternativ könnte man in kleineren Städten 
und Gemeinden auch eine/n ehrenamtli-
che/n Seniorenbeauftragte/n wählen. Die 
Landesvertretung der Seniorinnen und Seni-
oren soll Seniorenbeiräte bei ihrer Gründung 
unterstützen, Informationen verbreiten und 
Fortbildungen organisieren. In den letzten 
Jahren wurden die engagierten Ehrenamt-
lichen vom zuständigen Sozialministerium 
wenig unterstützt.

Belange von Seniorinnen und 
senioren brauchen auf allen 
ebenen eine stimme
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Das muss sich ändern. Wir werden dieses Pro-
blem aktiv angehen und werden erneut einen 
Antrag zur Änderung der Hessischen Gemein-
deordnung einbringen. Denn wir wollen nicht 
nur Politik für Seniorinnen und Senioren ma-
chen, sondern vor allem mit ihnen.

von Lisa Gnadl

Obdachlose Menschen wer-
den oftmals nur als Störung im 
Stadtbild wahrgenommen, die 

vielfältigen individuellen Prob-
leme hinter dem Verlust der eige-

nen Wohnung bleiben für unsere Gesell-
schaft unsichtbar.

Die SPD-geführte Bundesregierung hat mit 
dem Nationalen Aktionsplan dem Thema der 
Wohnungslosigkeit endlich eine größere poli-
tische Bedeutung eingeräumt. Das wollen 
wir auch in Hessen tun! In Hessen muss dazu 
ein Netz von Fachstellen aufgebaut werden, 
die Präventionsarbeit leisten, um den Verlust 
der eigenen Wohnung abzuwenden. Denen, 
die bereits obdachlos sind, müssen niedrig-
schwellige Angebote gemacht werden können. 
Außerdem ist eine landesweite Struktur der 
Wohnraumhilfen erforderlich. Die Hilfs- und 
Unterstützungsangebote sollten idealerwei-
se so gebündelt werden, dass wohnungslose 
Menschen eine zentrale Anlaufstelle haben 
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kampf gegen wohnungslosigkeit 
muss endlich an fahrt aufnehmen

und nicht von einer Behörde zur nächsten ge-
schickt werden. Für Menschen, die auf dem 
Wohnungsmarkt diskriminiert sind und keine 
Wohnung finden, wollen wir eine landesweite 
Struktur an Wohnraumhilfen aufbauen. Hier-
für gibt es in Kassel und Darmstadt bereits 
gute Beispiele, an die wir anknüpfen wollen.

Zum Kampf gegen die Wohnungslosigkeit ge-
hört ebenso zwingend, die Zahl der öffentlich 
geförderten Wohnungen wieder zu erhöhen, 
deren Mieten auch für Gering- und Mittelver-
diener/-innen bezahlbar sind. Dafür stellt die 
Bundesregierung eine Förderung von 14,5 Mil-
liarden Euro bis 2026 bereit, die aber nur dann 
Wirkung entfalten kann, wenn sich die Länder 
aktiv an der Verstärkung des sozialen Woh-
nungsbaus beteiligen. An dieser Stelle fehlt es 
Schwarzgrün bedauerlicherweise an Engage-
ment und Ehrgeiz.

mailto:f.pautsch%40ltg.hessen.de?subject=
mailto:r.gulino%40ltg.hessen.de?subject=
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Doppelhaushalt 2023/2024:
Unsere Änderungsanträge zum Sozialhaushalt

Wir haben eine ganze Reihe von Änderungs-
anträgen zum Sozialhaushalt eingebracht.
Zu den Initiativen gelangen Sie mit KLICK. 

https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/5/09935.pdf
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